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Ausgabe Nr. 1 

Blickpunkt Aargau 
M i tt e i lu ng s blat t  d e r  Sc hw e i z er  D e m o kra te n  d e s Ka nt on s  Aa r gau  

Februar 2010 

 

Urs Müller, e. Grossrat, Schöftland 

 

Wie viele Antidemokraten  

erträgt eine Demokratie? 

Unsere direkte Demokratie lebt davon, dass sich alle Bürgerinnen und Bürger aktiv am politischen Leben in unserem 
Lande beteiligen und so ihren Beitrag zum Funktionieren unseres freiheitlichen und demokratischen Staatswesens leis-
ten. Für Personen, die sich in ein öffentliches Amt wählen lassen, gilt das in noch viel grösserem Masse. Wer sein Amt 
ernst nimmt, weiss, dass er eine grosse Verantwortung gegenüber unserem Land und seinen Mitmenschen trägt.   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unsere beiden Grossräte 
leisten eine hervorragende 
Arbeit im Parlament. Sie 
sind aktiv und setzen sich 
mit ganzer Kraft für unseren 
Kanton und seine Bewohner 
ein.  
In der AZ-Ausgabe vom 8. 
Januar 2010 zieht CVP-
Fraktionspräsident Peter 
Voser eine Bilanz über ein 
Jahr Grossrats-Tätigkeit und 
kommt zum Schluss, dass 
die Schweizer Demokraten 
den Ratsbetrieb durch per-
sönliche Vorstösse unnötig 
bremsen und dem Staat 
dadurch enorme Kosten 
erwachsen würden. Zudem 
plädiert er für die Einführung 
eines 5 %-Quorums in ei-
nem Bezirk, um den SD den 
Einzug in den Grossen Rat 
künftig zu verwehren.             
Um was geht es? Am 18. 
Mai 2003 hat der Aargauer 
Souverän die Initiative 

Sorgen und Nöte der Be-
völkerung. Ich weiss aus 
eigener Beobachtung, dass 
viele dieser Volksvertreter 
während der Grossrats- 
Sitzungen ordnerweise 
Unterlagen und Akten aus 
der Firma mit an die Sitzun-
gen nehmen und diese 
durcharbeiten und dafür  
auch noch Sitzungsgelder 
kassieren. 
Nur Dank einer Stimm-
rechtsbeschwerde von 
Grünen, SD und Freiheits-
Partei wurde der Grosse 
Rat im Jahre 2009 mit ei-
nem neuen, demokrati-
schen Grossratswahlge-
setz gewählt. Die Parteien- 
Vielfalt hat wieder zuge-
nommen, ohne dass die 
Effizienz des Rates leiden 
würde.  
Die Antidemokraten kön-
nen sich jedoch nicht damit 
abfinden. Bereits haben die 
Freisinnigen eine Motion 
betreffend Einführung ei-
nes Quorums (5% Hürde in 
einem Bezirk) eingereicht. 
Das Aargauer Parlament 
muss sich also erneut mit 
diesem Thema auseinan-
dersetzen. Die Effizienz 
lässt grüssen. 

„Abspecken beim Grossen 
Rat“ angenommen. 
Die Initiative verlangte, dass 
der Aargauer Grosse Rat 
von 200 auf 140 Mitglieder 
verkleinert wird.  
Im Eilzugstempo wurde nun 
ein Grossratswahlgesetz 
zusammengeschustert, das 
in keiner Art und Weise dem 
Minderheitenschutz Rech-
nung trug. Eine Mehrheit 
aus SVP und CVP be-
schloss, trotz demokratie- 
und staatspolitischen Be-
denken - die vor allem von 
Seiten der SP und der klei-
nen Parteien geäussert wur-
den - am alten Grossrats-
wahlgesetz fest zu halten. 
Einzig der Wechsel vom 
Listen– zum Kandidaten-
stimmensystem wurde ins 
neue Gesetz aufgenommen. 
Die Verkleinerung des Gros-
sen Rates und das undemo-
kratische neue Grossrats- 
wahlgesetz zeigten seine 
Wirkung bei den Wahlen 
2005. Ausser den Grünen 
und der EVP wurden die 
anderen kleinen Parteien 
(SD, Freiheitspartei) aus 
dem Grossen Rat entfernt. 
Und genau da liegt der 
Hund begraben! Die bürger- 

lichen Regierungsparteien 
(SVP, FDP und CVP) wollen 
die Macht ganz für sich al-
leine. Sie wollen unter sich 
bleiben und dulden keine 
Spielverderber, die ihnen 
den Spiegel vorhalten oder 
auf die Finger klopfen. Ziel 
der Verkleinerung war nicht 
- wie jedoch dem Stimmbür-
ger vorgegaukelt wurde - 
Kosten einzusparen und 
mehr Effizienz,  sondern die 
kleinen unliebsamen Partei-
en vom politischen Gesche-
hen im Rat fernzuhalten. 
Apropos Einsparungen: der 
140 Mitglieder zählende 
Grossrat hat die angebli-
chen Einsparungen mit ei-
nem Schlag zunichte ge-
macht, indem er eine soge-
nannte Pauschalentschädi-
gung von 5000 Franken pro 
Mitglied und Jahr (Kosten 
Fr. 700‘000.-) einführte .  
Viele Vertreter dieser nob-
len Gesellschaft von CVP, 
SVP und der FDP sind selb-
ständig Erwerbende, Anwäl-
te oder in leitender Stellung 
in der Privatwirtschaft. Sie 
lassen sich aus purem Ei-
gennutz ins Parlament wäh-
len -  ihr Geldbeutel liegt 
ihnen   viel   näher    als  die  
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Der Umweltschutz ist nur 

die Hälfte oder gar nichts 

wert, wenn wir die Zuwan-

derung und die daraus re-

sultierende Überbevölke-

rung nicht in den Griff be-

kommen. Die besten Um-

weltschutzgedanken nützen 

überhaupt nichts, wenn 

unser Land immer mehr 

durch Zuwanderer übervöl-

kert wird. Eines ist unver-

kennbar, die Bilateralen 

Verträge haben uns eine 

gewaltige Einwanderungs-

welle beschert – wer dies 

leugnet, trägt Scheuklap-

pen. Schweizer Normalver-

diener finden kaum mehr 

eine Wohnung, obwohl un-

ser Land in einem rasanten 

Tempo zubetoniert wird. 

Der Bau von Hochhäusern 

nützt auch nichts, denn ihre 

Bewohner brauchen Stras-

sen, Schulen und Erho-

lungsraum und produzieren 

ausserdem gewaltige Abfall-

berge; von der Belastung 

unserer Sozialwerke gar 

nicht zu sprechen. So wird 

es also in unserer Heimat 

eng wie in einer Sardinen-

büchse. Und weil ständig 

noch mehr Zuwanderer 

kommen, herrscht trotz der 

ungehemmten Bauerei 

Wohnungsnot, und die Miet-

preise steigen zusehends. 

Was wir brauchen, ist ein 

Zuwanderungsstopp. Der 

Bundesrat hat es in der 

Hand, die mit den Bilatera-

len Abkommen vorgesehe-

ne Ventilklausel anzuwen-

den. Doch unsere Wirt-

schaftsbosse und die Clas-

se politique wollen das 

nicht; nein, sie wollen noch 

mehr billige Arbeitskräfte in 

die Schweiz hereinholen. 

Dies ist natürlich ein Traum- 

szenario für Bodenspeku-

lanten, treibt aber die Nor-

malverdiener und deren 

Familien in die Armut, in 

eine neue Armut. Noch 

mehr zu bauen nützt auch 

nichts, weil die dafür benö-

tigten Arbeitskräfte samt 

ihrem Familienanhang ein-

wandern und den zusätzli-

chen Wohnraum gleich 

selber füllen. Das alles sind 

die Folgen des Irrglaubens 

an ein ewig währendes 

Wachstum – bis zum Plat-

zen! 

Umweltschutz und Zuwanderung 

Thomas Reiniger, Präsident SD-Fricktal, Wegenstetten 

Die Schweizer Demokraten 
SD des Bezirks Baden sind 
grundsätzlich für einen Zu-
sammenschluss von Baden 
und Neuenhof. Sie haben 
aber folgende Bedenken:  

Der Steuerfuss von Baden 
beträgt 95%, derjenige von 
Neuenhof 115 %. Die Be-
hauptung, dass der Steuer-
fuss nach einem Zusam-
menschluss bei 95 % blei-
ben würde, halten die SD 
für vollkommen ausge-
schlossen. Das Mittel von 
95 und 115 beträgt (auch 
ohne Taschenrechner) 105. 
Neuenhof hat immerhin halb 
so viel Einwohner wie Ba-
den. Berücksichtigt man 
diesen Grössenunterschied, 
müsste der gemeinsame 

Steuerfuss bei 102 % lie-
gen. Die Behauptung, der 
Steuerfuss würde weiterhin 
95 % betragen, könnte nur 
zutreffen, wenn entweder 
Baden oder Neuenhof oder 
beide Gemeinden bisher 
einen viel zu hohen Steuer-
fuss aufgewiesen hätten. 
Baden hat heute einen Aus-
länderanteil von fast 26 Pro-
zent. Bei einem Zusammen-
schluss würde der Auslän-
deranteil von Baden auf 
über 32 Prozent steigen. 
Der Steuerfuss von Neuen-

hof würde bei einem Zu-
sammenschluss deutlich 
sinken, und diese Gemein-
de würde für Zuwanderer 
noch attraktiver; der Auslän-
deranteil würde also sicher 
noch weiter ansteigen. 
 
Fazit:  
Die Badener sollen sich 
hüten, den Behauptungen 
unseres Stadtrates zu glau-
ben und müssen sich nach 
einem Zusammenschluss 
auf einen deutlich höheren 
Steuerfuss gefasst machen. 

Zusammenschluss von Baden 

und Neuenhof 

Dr. Dragan Najman, Grossrat, Baden 
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Der „Tierschutz“ wird in der 

Schweiz mit einem hohen 

Stellenwert propagiert. Welt-

weit ist die seit dem 1. Sep-

tember 2008 geltende, neu 

überarbeitete schweizeri-

sche Tierschutzgesetzge-

bung eine der strengsten. 

Sie muss aber auch richtig 

umgesetzt und mit aller Här-

te vollzogen werden können 

und/oder müssen. Die Ab-

stimmungsvorlage „Tier-

schutzanwalt-Initiative“ er-

gänzt das Tierschutzgesetz 

bezüglich obligatorischem 

Rechtsschutz für das Tier 

genauer. Die „Tierschutz-

anwalt-Initiative“ ermöglicht  

einen verbesserten Rechts-

schutz für Tiere, insbeson-

dere aber für irgendwie 

misshandelte Tiere. Die 

Kantone werden zur Einset-

zung von Tierschutzanwäl-

tinnen oder –anwälten ver-

pflichtet, welche bei Vorlie-

gen eines solchen Tatbe-

standes von Amtes wegen 

einschreiten und die Interes-

sen der betroffenen bzw. 

misshandelten Tiere im 

Strafverfahren gegen die 

Täter vertreten müssen. Ein 

Tatverdächtiger oder Täter 

kann sich anwaltlich vertre-

ten lassen. Ein auf irgendei-

ne Art und Weise misshan-

deltes Tier hat bis heute 

keinen wirklich rechtlich 

ernstzunehmenden Interes-

sensvertreter. Daher wur-

den bisher bei strafrechtli-

chen Beurteilungen von 

Tierschutzdelikten zu Guns-

ten des Täters eher geringe 

Strafmasse  (kleine Geld-

strafen, kaum Freiheitsstra-

fen), so ganz im Sinne von 

Kavaliersdelikten, ausge-

sprochen. Dieser bis heute 

unhaltbare, einseitig ausge-

richtete Interessensvorteil, 

meistens zu Gunsten des 

Täters, soll sich mit der An-

nahme der „Tierschutz-

anwalt-Initiative“ ändern. 

Den Tieren als unsere Mit-

geschöpfe gehört unsere 

volle Würdigung! Daher die 

Empfehlung für die Abstim-

mungsvorlage: ein über-

zeugtes JA! 

René Wagner, Hirschthal, Mitglied des SD-Kantonalvorstandes 

Dem Tier als Mitgeschöpf gehört 

unsere Würdigung  

rk. Am 19. Januar 2010 fand 
im Grossen Rat Aargau eine 
emotionale Debatte über 
das Postulat von SD-
Grossrat René Kunz, Rei-
nach, betreffend Einführung 
eines „Job-Tickets“ für die 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der kantonalen Ver-
waltung, der Justizbehörden 
und der selbstständigen 
Staatsanstalten statt. Sämt-
liche Grossrats-Fraktionen 
haben sich kontrovers für 

oder gegen beabsichtigte 
finanzielle Anreize des Re-
gierungsrates ausgespro-
chen, damit die Staatsange-
stellten vermehrt mit Bahn 
oder Bus zu ihren Arbeits-
stellen anreisen. Einzig die 
Grossrats-Fraktionen der 
SVP und der FDP distan-
zierten sich vehement ge-
gen dieses „umwelt-
freundliche“ Ansinnen. SD-
Grossrat René Kunz vertei-
digte in einem Votum seinen 

parlamentarischen Vor-
stoss. In der abschliessen-
den Abstimmung wurde das 
Postulat sodann mit 68 Ja 
gegen 63 Nein an den Aar-
gauer Regierungsrat über-
wiesen. Fakt ist: Die SVP 
und die FDP haben nichts 
am Hut, den öffentlichen 
Verkehr auch nur annä-
hernd zu unterstützen und 
zu fördern!  

SD-Erfolg im  

Grossen Rat Aargau 

Auch Ihre  

Anliegen sind 

gefragt 

Die SD-Grossräte sind 
unabhängig und nur dem 
Volk verpflichtet und leh-
nen den Parteienfilz ab. 
Unsere Parlamentarier 
nehmen auch Ihre Anlie-
gen wahr. Schreiben Sie 
uns!  
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Abstimmungsempfehlung der 

Schweizer Demokraten für die  

Abstimmung vom 7. März 2010 

Nein 

Volksinitiative „gegen Tierquälerei und für  

einen besseren Rechtsschutz der Tiere 
(Tierschutzanwalt-Initiative)“  

 

JA 

Berufliche Vorsorge: Anpassung des Mindest-
umwandlungssatzes Nein 

Ich will etwas für meine Heimat tun! 

 Ich möchte Mitglied der SD werden 

 Ich wünsche weitere Infos        

Name, Vorname:__________________________________ 

Strasse:__________________________________________ 

PLZ/Wohnort:_____________________________________ 

Jahrgang________  E-Mail:__________________________ 

Datum:__________________________________________ 

Unterschrift:______________________________________ 

Ausschneiden und Einsenden an:  
Schweizer Demokraten Aargau, Breitestrasse 14, 5734 Reinach 

Für flächendeckende  

Polizeikontrollen in 

 Asylunterk¿nften  

Spenden sind jederzeit willkommen 
auf Postkonto: 50-8885-0. Besten Dank! 

rk. Die Schweizer Demokra-
ten SD des Kantons Aargau 
fordern die Behörden auf, 
dass in sämtlichen Asylbe-
werberunterkünften im Kan-
ton Aargau flächendecken-
de Polizeikontrollen durch-
geführt werden. Durch Poli-
zeikontrollen in jüngster 
Vergangenheit haben die 
Polizeiorgane „fette“ Beute 
gemacht. Es ist für die SD 
nicht tolerierbar, wenn Asyl-
bewerber kriminelle Aktivitä-
ten entwickeln. Die Verunsi-
cherung bei der Bevölke-
rung ist gewaltig; es ist des-
halb unabdingbar, dass die 
Sicherheit der Bürgerinnen 
und Bürger wieder herge-
stellt wird. Seit Jahren wird 
der Kanton Aargau – vor 
allem mit Personen afrikani-
scher Herkunft – geradezu 
überschwemmt. Dass sich 
dieser Personenkreis keinen 
Deut um unsere Rechtsord-
nung kümmert, spricht eine 

klare Sprache – denn nebst 
den finanziellen Zuwendun-
gen durch staatliche und 
private Institutionen und 
dem Besitz von modernen 
Kommunikationsmitteln, ist 
ein grosser Teil dieser Ein-
wanderer primär im Drogen-
handel tätig. 
Die SD Aargau fordern auch 
aus sicherheitspolitischen 
Gründen von den zuständi-
gen Behörden, drogendea-
lende und anderweitig krimi-
nelle Asylbewerber sofort 
auszuweisen – verbunden 
mit einem permanenten 
Einreiseverbot. Die SD Aar-
gau fordern ausserdem vom 
Regierungsrat, die Asylbe-
werberbetreuerinnen und 
Asylbewerberbetreuer ver-
mehrt in Pflicht zu nehmen 
und diese auf ihre Aufsichts-
Aufgaben hinzuweisen. Hin-
schauen statt Wegschauen 
heisst die Devise! 

Keine Regierung und keine Bataillone ver-

mögen Recht und Freiheit zu schützen, wo 

der Bürger nicht imstande ist, selber vor die 

Haustüre zu treten und nachzusehen, was es 

gibt.          von  Gottfried Keller 

Das Rückgrat ist bei man-

chen Politikern unterent-

wickelt ð vielleicht weil es so 

wenig benutzt wird. 
Magaret Thatcher 

Agenda: 

  
 10. April 2010: Sitzung Zentralvorstand 

 17. April 2010: Kadertagung SD-Schweiz  

 8. Mai 2010: eidg. Delegiertenversammlung, Suhr 

Bundesbeschluss zu einem Verfassungsartikel 
über die Forschung am Menschen 

 


